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Wegen der in den vergangenen Jahrzehnten rasant 
fortschreitenden Bevölkerungszunahme und der da-
mit einhergehenden Zersiedelung der Landschaft 
hat der Bund zu deren Eindämmung gesetzgebe-
rische Projekte angestossen, die einem den Atem 
 rauben könnten. Die für die Raumgestaltung ver-
antwortlichen Bundesämter haben gerade wegen der 
dezentralen Raumnutzung, aber auch wegen den 
zum Teil horrenden Schäden, die durch Unwetter 
verursacht worden sind, einen umfassenden, aber 
auch weitgreifenden Handlungsrahmen abgesteckt:

1.  Seit dem 1. Mai 2014 sind das teilrevidierte Raum-
planungsgesetz und die dazugehörende Verord-
nung in Kraft. Sie sollen einer weiter gehenden de-
zentralen Raumnutzung entgegenwirken (Stichwort 
«Siedlungsentwicklung nach Innen», sogenanntes 
«RPG 1»). Darin sind die Kantone gehalten, ihre 
bestehenden Richtpläne zu überarbeiten. Die heute 
rechtsgültig ausgeschiedenen Bauzonen sind auf die 
voraussichtlichen Bedürfnisse der nächsten 15 Jahre 
auszulegen und überdimensionierte Bauzonen sind 
zu reduzieren (RPG 15). Dafür wird den Kantonen 
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bis zum 1. Mai 2019 Zeit eingeräumt. Die gleiche 
Frist gilt im Übrigen auch für die Umsetzung der 
Bundesvorgabe, dass Planungsvorteile gemäss RPG 
5 abzuschöpfen sind.

2.  Mit Annahme der Zweitwohnungsinitiative gilt 
bis zum Erlass der Ausführungsgesetzgebung, dass 
Gemeinden mit einem Zweitwohnungsanteil von 
mehr als 20 % keine neuen Baubewilligungen er-
teilen dürfen. National- und Ständerat haben am 
20. März 2015 den ausführenden Erlass, das soge-
nannte Zweitwohnungsgesetz, verabschiedet. Die-
ses ist auf 1. Januar 2016 in Kraft getreten. 

3.  Der Bund hat das Gewässerschutzgesetz überarbei-
tet, die Stossrichtungen in den Grundzügen festge-
legt und den Kantonen bis zum 31. Dezember 2018 
Frist eingeräumt, den Gewässerraum auf kantona-
ler Ebene verbindlich festzulegen. 

4.  Der Bundesgesetzgeber plant, unter dem Stich-
wort «RPG 2» eine weitere Revision des Raum-

planungsgesetzes in die Vernehmlassung zu geben, 
deren Ziel es ist, die Fruchtfolgefl ächen zu sichern.

Was die gewässerschutzrechtlichen Neuerungen an-
geht, sind zurzeit die zuständigen verwaltungsin-
ternen Stellen auf Stufe Kantone damit beschäftigt, 
die vom Bundesgesetzgeber erlassenen Vorgaben auf 
kantonaler Ebene verbindlich festzulegen. Der Bun-
desgesetzgeber hat mit dem teilrevidierten Gewäs-
serschutzgesetz und der dazugehörenden Gewässer-
schutzverordnung, die beide seit 1. Januar 2011 in 
Kraft sind, zahlreiche – und auch einschneidende 
– Vorschriften erlassen. Diese werden Auswirkun-
gen auf Grundstücke haben, die gewässernah liegen. 
Oder um es in den Worten einer mit der Umsetzung 
betrauten Person zu sagen: «Da hat uns der Bund ein 
schönes Ei gelegt …»

Die Kantone sind aufgefordert, die Bundesvorgaben 
bezüglich Gewässerabstand und insbesondere das 
räumliche Ausmass des Gewässerraumes festzulegen. 
Da sich beim gewässernahen Land eigentums- und 
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nutzungsrechtliche Aspekte überlagern, steht man 
hier vor einer komplexen Aufgabe.

Neuerungen in der Gewässerschutz-
gesetzgebung des Bundes und deren 
Umsetzung auf kantonaler Ebene
Es ist ein zentrales Anliegen der neu in das Gewäs-
serschutzgesetz aufgenommenen Vorschriften, den 
Hochwasserschutz zu gewährleisten. Das ist mehr als 
nur angezeigt, wenn man sich die Folgen der schwe-
ren Überschwemmungen der vergangenen Jahre in 
Erinnerung ruft. Der kantonale Gesetzgeber muss das 
Ausmass eines «funktionierenden Gewässerraumes» 
verbindlich festlegen, wie es der Bundesgesetzgeber 
etwas fl auschig umschrieben hat. In der Umsetzung 
soll der Gewässerraum, der durch ein Hochwasser 
beansprucht werden kann, in Zukunft möglichst 
frei – sprich unbebaut – belassen werden. Dagegen 
ist nichts einzuwenden! Doch FAiR fordert, dass die 
konkrete Umsetzung dieser Gesetzesvorgabe, mit der 
die  Kantone nun beauftragt sind, mit Augenmass 
vorgenommen wird. Da mit der Festlegung des Ge-
wässerraums nicht nur hochwassertechnische Aspek-
te verfolgt, sondern auch raumgestaltende Eingriff e 
vorgenommen werden, bedarf dies eines sorgfältigen 
 Abwägens der öff entlichen und der konkret betroff e-
nen privaten Interessen.

Für die mit dem Vollzug dieser Bundesvorgabe betrau-
ten kantonalen Stellen müssen schwer einschätzbare 
und damit auch folgenschwere Fragen geklärt werden: 
Letztlich geht es in vielen Fällen um die Einschätzung 
des Gefahrenpotenzials, das von hinterliegenden Ge-
ländekammern ausgeht. Bei schweren Unwettern kön-
nen diese als gefährliche Trichter funktionieren, durch 
die grosse Wassermengen in unterliegende Lagen trans-
portiert werden müssen. Wegen des mitgeführten Ge-
schiebes (Steine, Lehm, Baumstämme usw.) kann das 
Wasser aber vielfach nicht rasch genug abfl iessen. Hat 
das Wasser zu  wenig Ausweichmöglichkeiten, wird es 
zurückgestaut und verursacht Überschwemmungen. 

Im Weiteren ist im Alpenraum auch an die zunehmen-
de Gefahr von Rüfen und Murgängen zu denken. Die 

wirksamste Methode, diesen Gefahren entgegenzu-
wirken, besteht darin, der Erosion am Ursprungsraum 
Einhalt zu gebieten, was schneller gesagt als getan ist! 
In tiefer liegenden Lagen ist an Rückhaltebecken zu 
denken oder an Auenfl ächen, die wieder gefl utet wer-
den können, um auf diese  Weise dem Hochwasser ge-
nügend Platz einzu räumen. Mit solchen Massnahmen 
wird die Hochwasserwelle geglättet und das Wasser 
stürzt nicht wie aus der Tonne geschossen zu Tale.

Die konkreten Auswirkungen dieser 
Gesetzgebung auf Landfl ächen, die im 
Siedlungsgebiet liegen
Konkret ist in Art. 41b Abs. 1 der Gewässerschutz-
verordnung (GSchV) festgehalten, dass bei stehen-
den Gewässern ein Gewässerraum von mindestens 
15 Metern (ab Uferlinie gemessen) einzuhalten ist. 
In dicht überbautem Gebiet kann der Gewässer-
raum den baulichen Gegebenheiten angepasst werden 
(Art. 41b Abs. 3 GSchV). 

EINLADUNG
zu einer ausserordentlichen Mitgliederversammlung
Donnerstag, 4. Februar 2016, 18.30–19.30 Uhr
Restaurant  Löwen, Seestrasse 595, 8706 Meilen
mit anschliessendem Apéro

Der Bundesgerichtsentscheid 
vom 4. November 2015 
Konkrete Auswirkungen auf 
die Grundbesitzer am See

Sie sind herzlich eingeladen, an dieser 
Informationsveranstaltung teilzunehmen. 

Eine Einladung per Post ist bereits erfolgt.

Wir bitten Sie aus organisatorischen Gründen um 
Ihre Anmeldung bis 25. Januar 2016 auf 
Tel.: 044 365 30 82, e-mail: info@fair-zh.ch 
oder per Post an FAiR, 
Aargauerstrasse 250, 8048 Zürich.
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Die verantwortlichen kantonalen Instanzen sind mo-
mentan an der Umsetzung der Bundesvorgabe. Es geht 
dabei insbesondere um die Festlegung der sogenann-
ten «Gewässerräume». Der Bund belässt dabei den 
Kantonen bewusst Spielraum. Dieser ist von den be-
troff enen Verwaltungsstellen im Interesse von ausge-
wogenen, den lokalen Gegebenheiten entsprechenden 
Lösungen, verantwortungsbewusst wahrzunehmen! 
Dabei sind auch die Gemeinden und die betroff enen 
Grundeigentümer aufgefordert, auf eine vernünftige 
Umsetzung einzuwirken. Es liegt letztlich in deren 
Interesse, eine angemessene Lösung zu fi nden. Doch 
wie? Das Th ema gebietet, Siedungsgebiet und Land-
wirtschaftsland diff erenziert zu betrachten.

Folgerungen für die Siedlungsentwicklung
Die Siedlungsentwicklung hat sich historisch entwi-
ckelt. Dies gilt es, in die Überlegungen miteinzubezie-
hen. Eine Kulturlandschaft ist immer auch eine geleb-
te Landschaft und kein Reservat. Es wäre vom Staat 
vermessen und unangebracht, das Rad der Zeit mit 
einem einheitlichen und starren  System zurückdrehen 
zu wollen. Es darf nicht so weit kommen, dass bei-
spielsweise in einer generellen, schematisch festgeleg-
ten, abstrakten und starren Abstands- Regelung festge-
legt wird, von jedem Gewässer sei ein Abstand von 15 
Metern einzuhalten. Dies käme einem Zwangskorsett 
gleich, das allen Betroff enen – angeblich rechtsgleich 
– übergestülpt würde. 

Nochmals: Es gilt, den gesetzgeberischen Spielraum, 
den die Kantone haben, zu nutzen, die konkrete 
 Situation zu würdigen und im Einzelfall eine an-
gemessene Lösung zu suchen. Wie kann  dieses Ziel 
erreicht werden?

Eingezontes Land
Art. 41b Abs. 3 der GSchV sieht vor, die Ausdeh-
nung des Gewässerraums in dicht überbauten Gebie-
ten den baulichen Gegebenheiten anzupassen, soweit 
der Schutz vor Hochwasser gewährleistet wird. Für 
Bauzonen bedeutet das, dass eine sorgfältige Ana-
lyse gemacht werden muss, wo es sich um Land im 
Sinne von dicht überbauten Gebiet handelt. Dies auch 

im Sinne des haushälterischen Umgangs mit dem 
nicht vermehrbaren Gut «Boden» (Stichwort «Sied-
lungsentwicklung nach Innen»). Diese Vorausset-
zung dürfte wohl bei vielen am Zürichsee gelegenen 
Grundstücken der Fall sein.

Die kommunalen Bauzonenordnungen sind die geeig-
neten Instrumente, diese Fragestellung verbindlich zu 
regeln: Die Kommunen kennen die örtlichen Gege-
benheiten am besten. Der kantonale Gesetzgeber ist 
gut beraten, wenn er dies in seinem Vorgehen berück-
sichtigt. Die Gemeinden wiederum sind aufgefordert, 
in ihrem ureigenen Interesse beim Kanton auf diesen 
legislatorischen Handlungsspielraum zu pochen. Das 
bedeutet konkret, dass die  Zuständigkeit für die Fest-
legung, wo sogenannt dicht überbautes Gebiet vorliegt, 
bei den Gemeinden liegen muss. Für Ausnahmebe-
willigungen kann geprüft werden, ob der Kanton zu-
ständig bleiben soll.

Für eine weitere planrechtliche Steuerung der Ufer-
bereiche und Ortsbilder besteht weder auf regionaler 
noch kantonaler Stufe weiter gehender Handlungsbedarf.

Anmerkung: Im Kanton Zürich sind  zwischen dem 
Kanton und den Gemeinden die regionalen Planungs-
gruppen zwischengeschaltet, die sich der raumpla-
nungsrelevanten Fragen annehmen. Sie erarbeiten die 
regionalspezifi schen Bedürfnisse in raumplanungs-
rechtlicher Sicht und legen diese dem Regierungsrat 
zur Genehmigung vor. Diese haben behördenverbind-
lichen Charakter, d. h., die Behörden sind bei deren 
Planungsarbeiten an die in diesen Unterlagen enthal-
tenen Vorgaben gebunden). 

Die heutigen Instrumente der kantonalen und regio-
nalen Richtplanung und Baugesetz gebung sind aus-
reichend.

Die Gestaltung und Weiterentwicklung der Ufer-
bereiche, die sich im Privateigentum befi nden, hat 
durch die Eigentümer nach den jeweiligen Rahmen-
bedingungen der kommunalen Bauzonenordnungen 
zu erfolgen. Eine «Verstaatlichung» der Uferbereiche 
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oder gleichgerichtete Regulierungsformen stellen kein 
öff entliches Interesse dar und werden weder von der 
Bundesverfassung noch von der Raumplanungsge-
setzgebung gefordert.

Die konkreten Auswirkungen dieser 
Gesetzgebung auf Landfl ächen, die in 
der Landwirtschaftszone liegen
Bei in der Landwirtschaftszone gelegenen Land� ächen 
präsentiert sich die Ausgangslage anders: Hier gilt es, 
die heute noch bestehenden, ackerfähigen Flächen 
(sogenannte Fruchtfolgefl ächen) vor weiterer dezen-
traler Nutzung zu bewahren, nicht nur im Interesse 
des Landschaftsschutzes, sondern auch im Interesse 
der Versorgungssicherheit.

Es gilt, den in den letzten Jahrzehnten rasch vor-
anschreitenden Landverlust zu stoppen. In einem 
etwas weiter gefassten Blickwinkel ist gegen Ero-
sionen, gegen Verdichtungen, gegen Versiegelungen 
und gegen Verschmutzungen von weiteren Bodenfl ä-

chen vorzugehen. In Bezug auf den Gewässerschutz 
favorisiert der Bundesgesetzgeber im gewässerna-
hen Bereich die sogenannte Extensivierung, d. h., er 
will eine Mindernutzung des gewässernahen Lan-
des realisieren. Die Umsetzung dieser Absicht wird 
zu Ertragseinbussen in der Landwirtschaft führen, 
da ackerfähiges Kulturland dafür geopfert werden 
muss. Dafür werden Ausgleichszahlungen an Bauern
bereitgestellt.

Es geht aber auch darum, das ackerfähige Kulturland 
vor weiteren Überbauungen und damit vor irrever-
siblem Verlust für die landwirtschaftliche Nutzung 
zu schützen. Das ist Landschaftsschutz im ureigenen 
Sinn, es geht dabei aber (auch) um die bereits ange-
sprochene Versorgungssicherung, was den Bezug 
zur zweiten Etappe der beabsichtigten Revision des 
Raumplanungsgesetzes [«RPG 2»] schaff t.

Der Bund hat zur Gewährleistung der Umsetzung der 
beschlossenen ersten Etappe [«RPG 1»] mit dem an-

Unteres Zürichseebecken



points
5 16

6

sernahen Zonen oder gar die Rückführung in den 
 ursprünglichen Zustand.

Forderungen aus 
eigentumsrechtlicher Sicht
Die vom Bundesgesetzgeber verfolgten Ziele ver dienen 
es, mitgetragen zu werden. Aus eigentumsrechtli-
cher Warte betrachtet, ist aber einzufordern, dass die 
 Umsetzung mit Augenmass erfolgt. Die privatrechtli-
chen Besitzstände sind zu wahren. Eine unrefl ektierte 
 Höhergewichtung des öff entlichen Interesses vorneh-
men zu wollen, geht nicht an. 

Bei am Zürichsee gelegenen Grundstücken ist darauf 
hinzuweisen, dass im 19. Jahrhundert einerseits für den 
Bau der Eisenbahnlinie am linken Zürichseeufer, ande-
rerseits für den Bau der Seestrasse am rechten Zürich-
seeufer Seeaufschüttungen vorgenommen worden sind. 
Vorwiegend Private, die vom Staat dafür eine Bewil-
ligung erhielten, fi nanzierten die Aufschüttungen und 
wurden gleichzeitig per Vertrag zu Eigentümern des so  
gewonnenen Bodens. 

visierten Ziel der inneren Verdichtung [Stossrichtung 
«Stopp der Zersiedelung»] eine Drosselung des Tempos 
angeordnet. Die zweite Etappe des zu revidierenden 
Raumplanungsgesetzes [«RPG 2»], die vorsieht, die 
Fruchtfolgefl ächen zu sichern sowie die zukünftigen 
Bedürfnisse der Verkehrs- und der Energieinfrastruk-
turen zu berücksichtigen, ist aus dem Gesamtpaket 
der Revision ausgekoppelt worden. Diese Vernehm-
lassung ist am 15. Mai 2015 abgeschlossen worden.

Gemäss aktuellem Fahrplan des Bundes soll der 
Bundesrat Anfang 2016 das weitere Vorgehen fest-
legen. Die Absichten des Bundes, was die Frucht-
folgefl ächen betriff t, zielen dahin, einen ökologi-
schen Ausgleich anzustreben. Das wiederum führt 
zu einer Erhöhung der Direktzahlungen, da Er-
tragsausfälle abzugelten sind, wofür der Bund rund
20 Millionen Franken vorgesehen hat.

Die vom Gesetzgeber verfolgten Ziele dieser Revisi-
on sind einerseits die Förderung der Biodiversität, 
andererseits die Sicherung der aus Sicht der Fachstel-
len übernutzten, aber ökologisch wichtigen, gewäs-

Dicht bebautes Ufer
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Sollte es im Siedlungsgebiet zu einengenden Vor-
schriften kommen, so würde dies zwangsläufi g zu 
Wertverminderungen führen, die für heutige Besitzer 
(wie auch für potenzielle Käufer) von Bedeutung sind. 
Steuerausfälle bei den Einkommens- wie auch bei den 
Vermögenssteuern, aber auch bei den Erbschaftssteu-
ern wären die Folge. Dies würde zu tieferen Steuer-
einnahmen auf Stufe Gemeinde wie auch auf Stufe 
Kanton führen. 

Wie bereits erwähnt, veranschlagt der Bund die Kos-
ten im Falle einer Reduzierung des Ackerlandes durch 
die Schaff ung von Überfl utungsräumen auf rund 20 
Millionen Franken, ohne dass heute bekannt wäre, 
wie die Kantone diese Bundesvorgabe umzusetzen
gedenken.

Fazit
Die Th ematik Hochwasserschutz und Bauen in was-
sernahen Zonen sind Handlungsfelder, die in nächster 
Zeit auch zu politischen Diskussionen Anlass geben 
werden. Je nach den historischen Gegebenheiten sind 
die gleichen Fragen in unterschiedlichem Kontext zu 
würdigen und Antworten zu fi nden. Für die Situation 
rund um den Zürichsee beispielsweise werden spezifi -
sche Fragen zu beantworten sein, die den Umgang mit 
dem sogenannten Konzessionsland zu würdigen ha-
ben. Daraus werden sich einerseits eigentumsrelevante 
Antworten ergeben und andererseits Handlungsanwei-
sungen, was das öff entliche Interesse an einer wie auch 
immer geprägten Nutzung von gewässernahem Raum 
angeht. FAiR wird den weiteren Gesetzgebungsprozess 
auf eidgenössischer und kantonaler Ebene weiterhin 
verfolgen, damit die Auswirkungen auf die Uferweg-
problematik frühzeitig erkannt werden können.

Jürg Waldmeier
Vorstandsmitglied und juristischer Berater 
von FAiR

Was die Gesetzgebung ab Mitte des letzten Jahrhun-
derts angeht, darf festgehalten werden, dass diese zur 
Regelung der heute anstehenden Fragen vollauf ge-
nügt: Neue «zürichseespezifi sche» Instrumente und 
neue Planungsvorgaben für das Bauen am  Zürichsee 
sowie neue, das Bauen beschränkende, über das heuti-
ge Planungs- und Baurecht hinausgehende kantonale 
Regelungen braucht es nicht.

Auch hier soll die laufende Diskussion zur Umset-
zung der Bundesvorgabe klare, verlässliche rechtliche 
Grundlagen und Rahmenbedingen für die Weiterent-
wicklung der «Kulturlandschaft Zürichsee» schaff en. 
Dabei ist nochmals darauf hinzuweisen, dass im Rah-
men der vorgesehenen zweiten Etappe zur Revision 
des Raumplanungsgesetzes sowie zur Umsetzung der 
Bundesvorgaben im  Rahmen der Gewässerschutzge-
setzgebung das örtliche Know-how bei den Gemein-
den liegt und diese deshalb für die Hauptausgestal-
tung zuständig sein sollten. Aufgabe des Kantons ist 
es, seine Kompetenzen im Rahmen der vom Bund 
den Kantonen zugestandenen Handlungsspiel räume 
zugunsten  einer zweckmässigen, mit Augenmass 
vorgenom menen Umsetzungsvorlage, auf die örtli-
chen Gegebenheiten bezogen, voll auszuschöpfen.

Dazu noch Folgendes, was die am Zürichsee gele-
genen Grundstücke sehr konkret betriff t: Mit einer 
Weiterentwicklung von Planungsinstrumenten, wie es 
off enbar in der Kantonsverwaltung beabsichtigt wird, 
ist mit äusserster Zurückhaltung umzugehen. Der 
Wegfall der Konzessionsrichtlinien soll im Rahmen 
des ordentlichen Baurechts im PBG und in den BZO 
der Gemeinden aufgefangen werden.

Die mit der Gesetzesrevision verbunde-
nen möglichen fi nanziellen Folgen
Was die mit einer verunglückten Umsetzung der Bun-
desvorgaben verbundenen fi nanziellen Folgen angeht, 
kann nur spekuliert werden. Es wäre in jedem Ein-
zelfall zu prüfen, ob eine Enteignung oder ein enteig-
nungsähnlicher Sachverhalt vorliegt.
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